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1'73 der Behagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V. G.P.).-

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (154 der Bei- Funktion der Sicherheitsdirektion die Polizei­
lagen): Bundesverfassungsgesetz, womit d~rektion aus. 
auf dem Gebiete der allgemeinen Verwal- Nach dem Artikel 102 des Bundes-Verfas-

tuug Bestimmungen getroffen we1'llen. - sungsgesetzes fallen die Agenden des öffent­
lichen Sicherheitswesens in den Ländern in 

Der Verfassungsausschuß hat in seiner die Kompetenz der Landeshauptleute .. Es 
Sitzung vom 12. Juli 1946 die Regierungs- bedeutet daher die _ Übertrlj.güng ·dieses Wir­
vorlage behandelt. kungsbereiches in der Mittelinstanz auf eine 

Gemäß dem Bundes-V erf~ss]lngsges-etz eigene Sicherheitsdirektion, beziehungsweise, 
obliegt dem Landeshauptmannim Bereiche unmittelbare Bundesbehörde eine Ein­
des betreffenden Bundeslandes die Vollzie-' schränkung der v~rfassungsmäßiggewähr­
hung der Bundesagenden. Die im Artikel 102, leisteten Rechte der Landeshauptleute. Die 
Abs. (2), aufgezählten Sachbereiche können Länder haben diese Regelung jedoch an­
auch in den Ländern unmittelbar von Bundes- läßlich der Länderkonferenzen ihre Zustim­
behörden verseheJ;l werden. Diese Bundes- mung erteilt. Diese Einschränkung ist auch 

/ behörden haben sich jedoch im Rahmen des begründet durch die derzeitigen Sicherheits­
verfassungsmäf~ig bestimmten Wirkungs- verhältnisse und Anforderungen an diesen 
bereiches zu halten. Zu diesen Sachbereichen Dienst. ,Es steht zu erwarten, daß durch diese 
gehört auch die Aufrechterhaltung der öffent- Organisation des Sicherheitsdienstes alle 
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, mit UlljSerer Konsolidierung entgegenstehenden 
Ausnahme des Pressewesens, der Vereins- Zustände und Verhältnisse auf d',em Gebiete 
und Versammlungsangelegenheiten, der ört- des Sicherheitswese!1s abgestellt' werden. Es 

,lichen Sicherheitspolizei und der Fremden-erscheint aber notwendig festzustellen, daf3 
polizei. " hi edurch die verfassungsmäßigen Rechte der-

Nun wurden durch § 15 des Behörden- Lan~eshauptleute nicht dauernd. einge­
Überleitungsge,setzes vom 20. Juli 1945, sc.~r~nkt werde? sollen und auch d~e gegen­
St. G. BI. Nr. 94, die Kompetenzen der ehe- ~arhge ges~tzhche ~egelun~ n~r m~olange 
maligen Reichsstatlhalter auf dem Geb,iete m Kraft bleIbt, a.ls dIe Verhaltmsse dl.e Auf­
des öffentlichen Sicherheitswesens auf Sicher- rechterhaltun,ß' dIeses Zustandes erheIschen. 
heitsdirektionen in den Ländern übertragen. Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
Diese sind unmittelbare Bundesbehörden und rungsvorlage -einstimmig angenommen und 
der' beim Innenministerium errichteten be an t rag t, der, Nationalrat wolle .dem 
Generaldirektion für die öffentliche Sicher- Gesetz·entwurf (154 der Beilagen) die ver­
hei( unterstellt. In der Stadt Wien übt die fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ing. Strobl, 
'Berichterstatter. 

Scharf, 
Obmann. 
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